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Terminhinweise

Wiederholung
Dienstag, 19. Juli, 16.30 Uhr,

Willy-Brandt-Gesamtschule, Freudstraße 15

Bürgermeisterin Christine Strobl hält die Festrede anlässlich des 40-jähri-
gen Bestehens der Willy-Brandt-Gesamtschule. Die Städtische Willy-
Brandt-Gesamtschule vereint in den Jahrgangsstufen 5 bis 10 Gymnasi-
um, Realschule und Hauptschule. In den Jahrgangsstufen 5 bis 7 ist die
Städtische Willy-Brandt-Gesamtschule eine integrierte Schule, d. h. Schüle-
rinnen und Schüler besuchen unabhängig von ihrer späteren Schullaufbahn
ein und dieselbe Kerngruppe (Klasse). Ziel ist es, durch gemeinsames Ler-
nen den Kindern unterschiedlicher Herkunft, Begabung und Neigung eine
individuelle Förderung und bestmögliche Entwicklungschancen zu ermögli-
chen.

Wiederholung
Dienstag, 19. Juli, 19 Uhr, im MUG – Münchner Untergrund im

Einstein Kulturzentrum, Einsteinstraße 42

Stadtrat Marian Offman (CSU) spricht Grußworte und überreicht in Vertre-
tung des Oberbürgermeisters die Förderpreise für Musik 2011 an Micha
Acher, Gregor Böhm, Geoff Goodman und Albert Pöschl; Kulturreferent
Dr. Hans-Georg Küppers übergibt die Urkunden.

Mittwoch, 20. Juli, 11 Uhr, Antiquarium der Residenz

Im Rahmen einer Feierstunde, in der Ministerpräsident Horst Seehofer den
Bayerischen Verdienstorden an 61 Persönlichkeiten verleiht, hält Oberbür-
germeister Christian Ude den Festvortrag zum Thema: „Mehr direkte De-
mokratie – Warum? Wofür? Wie? Wirklich?“.
Die Bayerische Staatskanzlei bittet, den Presseausweis bereitzuhalten
und eine dem Anlass entsprechende Kleidung zu tragen.

Donnerstag, 21. Juli, 8.45 Uhr,

Gasteig, Carl-Orff-Saal, Rosenheimer Straße 5

Bürgermeister Hep Monatzeder spricht Grußworte anlässlich der 88. Jah-
restagung der Vereinigung Bayerischer Chirurgen im Rahmen des 100-jäh-
rigen Jubiläums der Vereinigung. Die Tagung findet vom 20. bis 23. Juli in
München statt und bietet ein vielfältiges Programm rund um die Chirurgie.
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Donnerstag, 21. Juli, 10 Uhr, Grütznerstube im Rathaus

Kurt Kapp, Stellvertreter des Referenten für Arbeit und Wirtschaft, Carmen
Kolonko, Beraterin der Gesellschaft für Arbeitssicherheits-, Qualitäts- und
Umweltmanagement, sowie Vertreterinnen und Vertreter der teilnehmen-
den Betriebe präsentieren die Ergebnisse des betrieblichen Mobilitätsma-
nagements München 2010/2011. Im Rahmen dieses städtischen Förderpro-
gramms haben die Unternehmen effiziente Maßnahmen für eine umwelt-,
klima- und mitarbeiterfreundliche Mobilität entwickelt und umgesetzt. Im
Anschluss an die Präsentation werden den Betrieben die Urkunden für
ihre erfolgreiche Teilnahme überreicht.

Donnerstag, 21. Juli, 10 Uhr, Forum des Forschungs- und

Innovationszentrums der BMW-Group, Knorrstraße 147

Ehrung der besten Absolventinnen und Absolventen des Qualifizierenden
Hauptschulabschlusses und des Mittleren Schulabschlusses an den
Münchner Hauptschulen. Nach der Begrüßung durch den Leiter der Bil-
dungsakademie der BMW Group, Ralf Urlinger, und durch Martin Hüttin-
ger, Schulleiter der Hauptschule an der Wörthstraße, sprechen Franz-Xaver
Peteranderl, Vizepräsident der Handwerkskammer für München und Ober-
bayern, Stadtschulrat Rainer Schweppe sowie die Fachliche Leiterin des
Staatlichen Schulamts, Leitende Schulamtsdirektorin Georgine Müller.
Staatsminister Dr. Ludwig Spaenle hält die Festansprache. Die Auszeich-
nung der Schülerinnen und Schüler wird von Staatsminister Dr. Ludwig
Spaenle und der Leitenden Schulamtsdirektorin Georgine Müller vorge-
nommen.

Bürgerangelegenheiten

Montag, 25. Juli, 18.30 Uhr, Gaststätte „Alter Wirt Moosach“,

Dachauer Straße 274 (barrierefrei – über den Wirtschaftsgarten)

Bürgersprechstunde des Bezirksausschusses 10 (Moosach) mit der Vor-
sitzenden Johanna Salzhuber.

Montag, 25. Juli, 19.30 Uhr, Gaststätte „Alter Wirt Moosach“,

Dachauer Straße 274 (barrierefrei – über den Wirtschaftsgarten)

Sitzung des Bezirksausschusses 10 (Moosach).
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Meldungen

(teilweise voraus)
Großer Andrang im Rathaus: Über 30.000 Besucher beim Tag

der offenen Tür der Stadt

(18.7.2011) „Kommt's doch vorbei!“ - unter diesem Motto hatte die Stadt
am Samstag, 16. Juli, zum Tag der offenen Tür eingeladen, und über 30.000
Besucherinnen und Besucher nutzten die Möglichkeit, bei zahlreichen In-
formations-, Gesprächs-, Besichtigungs- und Kulturangeboten einen Blick
hinter die Kulissen ihrer Stadtverwaltung zu werfen.
Großer Andrang herrschte vor und im Amtszimmer von Oberbürgermei-
ster Christian Ude. Stundenlang führte der OB insgesamt über 500 Bürge-
rinnen und Bürger in Gruppen durch seine Amtsräume. In seinem mit zahl-
reichen Anekdoten gespickten Vortrag gab er einen kurzen Überblick über
die Baugeschichte des Neuen Rathauses und auch über seine Amtsvor-
gänger, die seit Ritter von Borscht vom OB-Zimmer aus die Geschicke der
Stadt gelenkt haben.
Jeweils über 500 Bürgerinnen und Bürger nutzten auch die Gelegenheit,
sich mit Bürgermeisterin Christine Strobl und Bürgermeister Hep Monatzeder
in deren jeweiligen Amtsräumen über aktuelle Fragen der Stadtpolitik und
eigene Anliegen zu unterhalten. Das Gesprächsangebot der Stadtratsfrak-
tionen wurde mit insgesamt über 500 Besucherinnen und Besuchern
ebenfalls gerne wahrgenommen.
Ein Besuchermagnet waren mit fast 5.000 Besucherinnen und Besuchern
die Sitzungssäle im Rathaus, in denen unter anderem das Goldene Buch
und ausgewählte Geschenke, die die Landeshauptstadt im Lauf der Zeit
von ihren Gästen erhalten hat, zu sehen waren. Auf großes Interesse stie-
ßen mit fast 3.000 Zuhörern auch die Darbietungen der städtischen Sing-
und Musikschule. Ein weiteres Highlight im Rathaus war der Besuch der
Stadtkämmerei mit Besichtigung des Rathausbalkons, auf dem der FC
Bayern seine Titel feiert, des historischen Amtszimmers des Stadtkämme-
rers sowie einer Präsentation zum Thema Haushalt und Finanzen (insge-
samt rund 2.500 Besucher). Über 1.600 Münchnerinnen und Münchner ka-
men in die prachtvolle Juristische Bibliothek. Dort waren zum 100-jährigen
Jubiläum des Internationalen Frauentags auch „Freche Frauenlieder“ zu
hören, vorgetragen von den „Schwestern“. Rund 500 Münchnerinnen und
Münchner informierten sich bei den Fachleuten aus dem Kreisverwal-
tungsreferat über das aktuelle Rentenrecht, ebenso viele Interessierte zog
das Informations- und Beratungsangebot der Städtisches Klinikum GmbH
unter dem Titel „Lernen Sie uns näher kennen“ an. Etwa 1.100 Besucher
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nützten die Möglichkeit zur kostenlosen Auffahrt auf den Rathausturm.
Über 100 Kinder bastelten, malten und kneteten mit der Städtischen Schu-
le der Phantasie. Rund 600 Besucherinnen und Besucher informierten sich
über die städtische Wohnungsbaugesellschaft GWG. An der M-Wasserbar
der Stadtwerke München wurden rund 700 Becher quellfrisches Trinkwas-
ser ausgegeben, in der Kantine im Rathaus „Gesund & Köstlich“ zahlrei-
che günstige Essen geordert.
Auch die Attraktionen außerhalb des Neuen Rathauses stießen auf gro-
ßes Interesse - allen voran die Feuerwehr, die auf ihren Feuerwachen über
10.500 Besucherinnen und Besucher begrüßen konnte. Sehr gefragt war
auch das Spiel- und Mitmachangebot des Sportamts auf dem Marienplatz,
das rund 1.000 Teilnehmer verzeichnete. Auf großes Interesse stießen
auch die Führungen im Stadtmuseum. Das Deutsche Theater zählte in
Fröttmaning rund 100 Besucherinnen und Besucher, etwa 200 kamen in
die Kammerspiele, rund 150 ins Stadtarchiv. Fast 100 Münchnerinnen und
Münchner genossen die Brunnenrundfahrt, etwa 400 begaben sich mit
den Kanalführungen der Münchner Stadtentwässerung in den Untergrund,
rund 150 nutzten die Angebote im Technischen Rathaus, fast 100 nahmen
an den Führungen durch die Baumschule Bischweiler teil. Insgesamt
knapp 100 Münchnerinnen und Münchner informierten sich vor Ort über
die Projekte Mittlerer Ring Südwest bzw. Nordumgehung und Verkehrs-
konzept Pasing. Rund 1.000 waren beim Sommerfest im Gebrauchtwaren-
kaufhaus „Halle 2“, rund 250 machten sich ein Bild von der Arbeit des Ver-
messungsamtes, ebenso viele besuchten die Städtische Meisterschule
für Bau- und Kunsthandwerk.

900. Sitzung für Heimat- und Denkmalpflege

(18.7.2011) Zum 900. Mal tagte am 6. Juli die so genannte „HDS“ – die ge-
meinsame Sitzung des Heimatpflegers der Landeshauptstadt München,
des Bayerischen Landesamts für Denkmalpflege und des Referats für
Stadtplanung und Bauordnung. In den Sitzungen werden Bauvorhaben, die
für die Stadtgestaltung von Bedeutung sind, beraten. Zugleich wird die
nach dem Bayerischen Denkmalschutzgesetz erforderliche Beteiligung
sichergestellt. Beraten werden Vorhaben an Denkmälern oder in der Nähe
bedeutender Denkmäler sowie Bauvorhaben in den Ensemblebereichen.
Der Münchner Stadtrat hat im Jahr 1972 mit Satzung beschlossen, einen
Heimatpfleger für das Planungs- und Bauwesen zu bestellen. Erster Hei-
matpfleger war der kürzlich verstorbene Alexander Freiherr von Branca. Er
hatte ab 1972 das Amt 16 Jahre  inne. Ihm folgte ab 1988 Professor Enno
Burmeister. Seit dessen Ausscheiden im Jahr 2000 vertritt Gert Goergens
die Belange der Landeshauptstadt München. Er berät den Stadtrat und die
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Verwaltungsdienststellen in Punkten der Stadtgestaltung und steht ihnen
gutachterlich zur Seite. Vertreten wird er seit 2004 durch Heinrich Maluche.
Das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege, das ebenfalls in der Sit-
zung für Heimat- und Denkmalpflege beteiligt ist, wird durch den zuständi-
ge Gebietsreferenten Dr. Harald Gieß repräsentiert. An die Sitzung für Hei-
mat- und Denkmalpflege schließt sich eine Bauherrensprechstunde an. In
der Gemeinsamen Bekanntmachung der Bayerischen Staatsministerien
des Inneren und für Unterricht und Kultus vom 27. Juli 1984 wurde dieser
Behördensprechtag für ganz Bayern verbindlich festgelegt.
Mit der Sitzung für Heimat- und Denkmalpflege und der Bauherrnsprech-
stunde hat München ein hocheffektives Instrument, um schwierige, be-
deutende oder denkmalschützerisch sensible Bauvorhaben schnell, kom-
petent und umfassend zu würdigen. Die Sitzung findet 14-tägig statt und in
den knapp 40 Jahren ihres Bestehens wurden rund 22.500 Tagesord-
nungspunkte beraten. Hinzu kommen über 4.000 Beratungen in der sich
anschließenden Bauherrnsprechstunde. Dem Gutachten der Sitzung für
Heimat- und Denkmalpflege kommt insgesamt für die Stadtgestalt und
den Umgang mit der wertvollen Münchner Bausubstanz eine große Be-
deutung zu. Wegen der hohen fachlichen Qualität der Gutachten in der Sit-
zung für Heimat- und Denkmalpflege gelingt es in den allermeisten Fällen,
Bauherrschaft und Architektinnen und Architekten ohne komplizierte Ver-
waltungsverfahren von stadtbildverträglichen Lösungen bzw. dem not-
wendigen sorgsamen Umgang mit dem Bestand zu überzeugen.

Beflaggung am 20. Juli

(18.7.2011) Zum Jahrestag des 20. Juli 1944 werden am 20. Juli zu Ehren
des Widerstands gegen das Nazi-Regime die städtischen Dienstgebäude
beflaggt.

Führung im Stadtmuseum

(18.7.2011) Am Donnerstag, 21. Juli, 16 Uhr führt Dr. Isabella Belting, Leite-
rin der Sammlung Mode und Textilien, im Münchner Stadtmuseum, St.-
Jakobs-Platz 1, 2. Stock, durch die Ausstellung „Fächerflirt – Die Sache
mit den Codes“. Die Ausstellung beschäftigt sich mit Mode, Fächer, Flirt,
Fächersprache und Codes vom Rokoko bis heute. Die Führung dauert zir-
ka 45 Minuten. Treffpunkt ist im Foyer des Stadtmuseums. Der Eintritt ko-
stet 6 Euro, ermäßigt 3 Euro, hinzu kommt die Führungsgebühr in Höhe
von 6 Euro.
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Standards der Energieeinsparverordnung im Überblick

(18.7.2011)  Die aktuelle Energieeinsparverordnung (EnEV 2009) und die
damit verbundenen wichtigsten Anforderungen für Alt- und Neubauten er-
läutert Energieberater Werner Knöbl am Donnerstag, 21. Juli, bei einem
Vortrag, der um 18 Uhr beginnt, im Bauzentrum München. Der Eintritt ist
kostenlos.
Mit der am 1. Oktober 2009 in Kraft getretenen Energieeinsparverordnung
(EnEv) sind die energetischen Anforderungen für Neubauten um 30 Pro-
zent verschärft worden. Aber auch bei der Sanierung setzt die Verordnung
neue Maßstäbe: So wurden beispielsweise einheitliche Bußgeldvorschrif-
ten eingeführt. In seinem Vortrag wird Werner Knöbl die neuen energeti-
schen Standards erklären. Dazu zählen: Der Energieausweis nach der Sa-
nierung oder die Verpflichtung, ein Lüftungskonzept auszuarbeiten.
Das Bauzentrum München befindet sich in der Messestadt Riem an der
Willy-Brandt-Allee 10 (U2, Haltestelle Messestadt West, von dort nur fünf
Gehminuten; mit der S2 bis Haltestelle Riem, dort umsteigen in Bus 190
bis Messestadt West; mit dem Auto über die A94, Ausfahrt München-
Riem oder Feldkirchen-West, Parkhaus direkt hinter dem Bauzentrum
München). Internet: www.muenchen.de/bauzentrum, E-Mail:
bauzentrum.rgu@muenchen.de; Telefon: 54 63 66-0.
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Montag, 18. Juli 2011

Was kostet die Kampagne „Laut gegen Brauntöne“ den Münchner

Steuerzahler?

Anfrage Stadtrat Karl Richter (BIA) vom 8.6.2011

Antwort Oberbürgermeister Christian Ude:

Auf Ihre Anfrage vom 08.06.2011 nehme ich Bezug. In Ihrer Anfrage haben
Sie folgenden Sachverhalt vorausgeschickt:

„Der Münchner Oberbürgermeister initiierte dieser Tage eine auf mehrere
Monate und umfangreiche Aktivitäten ausgelegte Kampagne unter dem
Motto ‚Laut gegen Brauntöne’. Sie soll bis Herbst u.a. ein Konzert, ein
Open Air-Festival, eine Ausstellung, mehrere ‚Workshops’, einen Band-
Wettbewerb etc. umfassen und Jugendliche vor einem angeblich beson-
ders ‚gefährlichen’, weil ‚nicht auf den ersten Blick zu erkennenden’
Rechtsextremismus warnen.
Der Sinn des Aufwands erschließt sich dem steuerzahlenden Münchner
Bürger nicht, denn im Gegensatz zu einem imaginären ‚Rechtsextremis-
mus’ ist ein zunehmend gewalttätiger Linksextremismus auch in München
Realität und durchaus auf den ersten Blick zu erkennen. Der aktuelle ‚Si-
cherheitsreport 2010’ des Münchner Polizeipräsidiums belegt für die baye-
rische Landeshauptstadt: während ‚rechts’ motivierte Straftaten innerhalb
eines Jahres um 19,4% zurückgingen und gerade einmal 20 Gewaltdelikte
gezählt wurden, stieg die ‚links’ motivierte Kriminalität im gleichen Zeit-
raum um 34,1% an; auch die Zahl der Gewaltdelikte mit linkem Hinter-
grund stieg innerhalb eines Jahres von 65 auf 69 Fälle, liegt also mehr als
dreimal so hoch wie die ‚rechte’ Gewaltkriminalität in München. Hier erge-
ben sich Fragen.“

Zu den im Einzelnen gestellten Fragen kann ich Ihnen folgendes mitteilen:

Frage 1:

Mit städtischen Mitteln in welcher Höhe wird die Kampagne „Laut gegen
Brauntöne“ von der Stadt mitgetragen? Wo im Münchner Stadthaushalt
ist der Posten eingestellt?
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Antwort:

Da die Kampagne noch bis November 2011 läuft, können derzeit keine ab-
schließenden Angaben über ihr finanzielles Volumen gemacht werden.

Frage 2:

Presseberichten zufolge ist in die genannte Kampagne ein „breites Bünd-
nis“ eingebunden – inwieweit und ggf. in welcher Höhe brachte sich die-
ses mit eigenen finanziellen Beiträgen in die Kampagne ein?

Antwort:

Die Kooperationspartner beteiligen sich auf unterschiedliche Weise an der
Kampagne. Die finanzielle Beteiligung erfolgt im Rahmen von Spenden.
Anders als beim Sponsoring ist bei Spenden keine Unterrichtung des
Stadtrats vorgesehen. Natürlich wird eine interne Dokumentation vorge-
nommen.

Frage 3:

Inwieweit kann die Stadt München angesichts der einschlägigen Zahlen,
wie sie z. B. der aktuelle „Sicherheitsreport“ der Münchner Polizei belegt,
auch einen Handlung- und Aufklärungsbedarf gegen die Gefahren eines
aggressiver auftretenden Linksextremismus erkennen? Welche Kampa-
gnen insbesondere an Münchner Schulen und Münchner Jugendlichen
plant die Stadt gegen linksextreme Tendenzen und Entwicklungen? Wenn
nicht, warum nicht?

Antwort:

Wie mehrfach erläutert, arbeitet die Fachstelle gegen Rechtsextremismus
gegen Rechtsextremismus. Die Kampagne „Laut gegen Brauntöne“ be-
zieht, wie Sie der website www.laut-gegen-brauntoene.de entnehmen kön-
nen, gegen rechtsextreme und rechtspopulistische Parolen Stellung. Dies
ist notwendig, da rechtsextremistische und rechtspopulistische Parolen
auf der Vorstellung fußen, dass Menschen nicht gleichwertig seien, son-
dern dass ihr Wert abhänge von biologischen Merkmalen wie Haut- oder
Haarfarbe oder von kultureller beziehungsweise religiöser Zugehörigkeit.
Menschen werden auf diese Merkmale oder Zugehörigkeiten reduziert, sie
werden nicht mehr als Individuen wahrgenommen. Im Kern sind rechtsex-
treme und rechtspopulistische Parolen immer menschenverachtend und
demokratiefeindlich. Solche „Brauntöne“ können das gesellschaftliche Kli-
ma vergiften. Aufgabe der Stadtspitze ist es, Bedingungen zu schaffen, für
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das gute Zusammenleben aller Menschen in dieser Stadt – egal welcher
ethnischen Zugehörigkeit.
Der Sicherheitsreport der Polizei erfasst sicherheitsrelevante Themen, die
auch durch die Polizei bearbeitet werden. Die Münchner Polizei arbeitet
sehr erfolgreich gegen jede Form von Gewalt und Kriminalität. Insofern
bestehen von Seiten der Landeshauptstadt München weder die Kompe-
tenzen noch eine Veranlassung, sich in die Polizeiarbeit einzumischen.
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Zehn Prozent mehr ausländische Tatverdächtige – was tut die Stadt?

Anfrage Stadtrat Karl Richter (BIA) vom 19.5.2011

Antwort Kreisverwaltungsreferent Dr. Wilfried Blume-Beyerle:

Herr Oberbürgermeister Ude hat mich gebeten, Ihre im Betreff genannte
Anfrage zu beantworten.

Für die verspätete Beantwortung Ihrer Anfrage aufgrund der notwendigen
Beteiligung anderer Dienststellen bitte ich um Nachsicht.

Im Vorspann zu Ihrer Anfrage führen Sie Folgendes an:

„Der kürzlich vorgelegte ‚Sicherheitsreport 2010’ des Münchner Polizeiprä-
sidiums belegt eine drastische Zunahme der Ausländerkriminalität in Mün-
chen. So heißt es im Bericht wörtlich: ‚Im zurückliegenden Jahr wurden
21.981 (...) nichtdeutsche Tatverdächtige ermittelt, 10,1% mehr als im Vor-
jahr. Bedingt durch einen geringeren Anstieg deutscher Tatverdächtiger
(...), stieg die Ausländerquote um 1,6%-Punkte auf 43,6% (42,0%) – bei
einem nichtdeutschen Bevölkerungsanteil von 22,6 Prozent (‚Sicherheits-
report 2010’, Hrsg. Polizeipräsidium München, S. 15 ; Hervorhebung vom
Fragesteller).
In zahlreichen Deliktsparten weist der ‚Sicherheitsreport’ Anteile an nicht-
deutschen Tatverdächtigen von z. T. weit über 50% auf, so etwa bei Mord
(71,4%), Totschlag (58,8%), sexueller Nötigung (60,7%), Raub (52,5%),
schwerem Diebstahl (56,6%), illegalem Kokainhandel (61,0%).
Diese und viele ähnlich gelagerte Zahlen aus dem aktuellen ‚Sicherheitsre-
port’ der Münchner Polizei bestätigen das subjektive Gefühl der Bedro-
hung vieler Münchner durch kriminelle Ausländer und konterkarieren die
ostentative ‚Integrations’politik der Stadt München in geradezu entlarven-
der Weise: vermehrte städtische Ausgaben für die ‚Integration’ von Zu-
wanderern führen erkennbar nicht zu weniger Ausländerkriminalität, son-
dern scheinbar zum Gegenteil. Hier drängen sich Fragen auf.“

Zu Ihren Fragen kann ich Ihnen im Einvernehmen mit dem Herrn Oberbür-
germeister im Einzelnen folgendes mitteilen:

Frage 1:

Welche strukturelle Erklärung hat die Stadt für den signifikanten Anstieg
der Zahl nichtdeutscher Tatverdächtiger in München um mehr als 10 Pro-
zent innerhalb eines einzigen Jahres – zumal angesichts eines leichten
Rückgangs des nichtdeutschen Bevölkerungsteils? Liegt es z.B. an einem
veränderten Anzeigeverhalten?
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Antwort:

Hierzu liegen dem Kreisverwaltungsreferat keine eigenen Informationen
vor. Nähere Informationen können dem Sicherheitsreport 2010 des Polizei-
präsidiums München entnommen werden, der dem Stadtrat am 17.05.2011
bekannt gegeben wurde.

Frage 2:

Gibt es bestimmte Alters- oder ethnische Gruppen von Tatverdächtigen,
die den signifikanten Anstieg an nichtdeutschen Tatverdächtigen insge-
samt statistisch begründen?

Antwort:

Siehe Antwort zu Frage 1.

Frage 3:

Im Zusammenhang mit Tötungs-, Sexual- und Rohheitsdelikten wurden
2010 laut „Sicherheitsbericht“ insgesamt 21.244 Opfer registriert. Wie vie-
le dieser Opfer sind Deutsche, wie viele Nichtdeutsche?

Antwort:

Hierzu liegen dem Kreisverwaltungsreferat keine Informationen vor. Auch
im Sicherheitsbericht sind dazu keine Angaben enthalten.

Frage 4:

Während im Langzeittrend tendenziell ein leichter Rückgang der Deliktzah-
len in München zu verzeichnen ist, stieg der Anteil nichtdeutscher Tatver-
dächtiger allein innerhalb eines Jahres um über 10 Prozent. Wie beurteilt
die Münchener Polizei vor diesem Hintergrund die Wirksamkeit Ihrer Ver-
brechensprävention? Ist diese mit Blick auf spezifische Migrantenmilieus
unter in München lebenden Ausländern weniger wirkungsvoll als unter
Münchenern ohne „Migrationshintergrund“? Was kann verbessert wer-
den?

Antwort:

Die Bedeutung der Präventionsarbeit des Polizeipräsidiums München ist
im Sicherheitsbericht ausführlich dargestellt. Auch das Kreisverwaltungs-
referat ist – oft gemeinsam mit der Münchner Polizei – in vielerlei Zusam-
menhängen präventiv zur Bewahrung und Verbesserung der Sicherheit in
München tätig, z.B. im Aktionsbündnis SAMI, im Bündnis für Toleranz oder
im HEADS-Programm bei der Überwachung und Betreuung von Sexual-
straftätern.
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Frage 5:

Eine erfolgreiche Kriminalprävention erfordert laut „Sicherheitsreport 2010“
„Konzepte in denen (...) auch die Justiz, andere staatliche wie nichtstaatli-
che Einrichtungen und Organisationen und letztlich die Bevölkerung selbst
Verantwortung tragen und Ihre spezifischen Beiträge leisten müssen (ebd.
S.11). In welchem quantitativen und qualitativen Umfang leisten nichtdeut-
sche Milieus der Münchener Bevölkerung diese „spezifischen Beiträge“
zu einer erfolgreichen Kriminalprävention? Ist die Mitwirkung aus Sicht der
Münchener Polizei ausreichend?

Antwort:

Hierzu enthält der Sicherheitsbericht keine Aussagen.

Frage 6:

Welche Konsequenzen zieht die Stadt aus dem signifikanten – und offen-
bar durch keine „Integrations“maßnahme gehemmten – Anstieg der Aus-
länderkriminalität in München? Inwieweit ist die Stadt insbesondere bereit,
ihr Konzept einer forcierten „interkulturellen Öffnung“ angesichts einer
signifikant steigenden Ausländerkriminalität auf den Prüfstand zu stellen?

Antwort:

Hierzu hat das Sozialreferat, Stelle für interkulturelle Arbeit mitgeteilt:

Die Landeshauptstadt München sieht keinen Zusammenhang zwischen
ihrer Politik der interkulturellen Öffnung und dem Anteil der Zahl nichtdeut-
scher Tatverdächtiger.
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„Integration“ passgenau machen – die Nationalität muss in die

Polizeistatistik!

Antrag Stadtrat Karl Richter (BIA) vom 11.4.2011

Antwort Kreisverwaltungsreferent Dr. Wilfried Blume-Beyerle:

Nach § 60 Abs.9 GeschO dürfen sich Anträge ehrenamtlicher Stadtrats-
mitglieder nur auf Gegenstände beziehen, für deren Erledigung der Stadt-
rat zuständig ist. Ihr Antrag, die Nationalität in die Polizeistatistik aufzu-
nehmen, befasst sich mit einer Angelegenheit, die in den Zuständigkeits-
bereichs des Bayerischen Staatsministeriums des Innern fällt. Eine be-
schlussmäßige Behandlung der Angelegenheit ist daher rechtlich nicht
möglich.

Wie bereits in meinem Schreiben vom 24.04.2009 zu Ihrem Antrag vom
19.02.2009 (...„Straftäter mit Migrationshintergrund separat aufführen“)
mitgeteilt, werden die bei Erstellung der Statistik relevanten Kriterien in
den Richtlinien zur Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) bayernweit einheit-
lich geregelt, die Grundsätze sind zudem bundesweit abgestimmt. Dies
gilt u.a. auch für die Erfassung der Nationalität von Tatverdächtigen.

Im übrigen stellt der kürzlich dem Stadtrat vorgelegte Sicherheitsreport
2010 des Polizeipräsidiums München bei vielen Aspekten bereits die aus-
ländischen Staatsangehörigkeit der Tatverdächtigen dar, teilweise auch
bezogen auf einzelne Nationalitäten (vgl. z.B. S. 26 f., 40 f). Ein darüber
hinausgehender Pilotversuch der Münchner Polizei und eine entsprechen-
de Initiative beim Freistaat Bayern ist aus der Sicht des Kreisverwaltungs-
referats und des Polizeipräsidiums München nicht erforderlich.

Ich gehe davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Was macht die „Gülen-Bewegung“ in München?  Wie weit geht die

städtische Kooperation?

Anfrage Stadtrat Karl Richter (BIA) vom 24.5.2011

Antwort Sozialreferentin Brigitte Meier:

In Ihrer Anfrage vom 24.05.2011 führen Sie Folgendes aus:

„Die islamische Gülen-Bewegung breitet sich in Deutschland aus. Die von
dem türkischen Religionsgelehrten Fethullah Gülen initiierte Bewegung
unterhält ein weitverzweigtes Mediennetz, eine Bank und eigene Hoch-
schulen. In Deutschland betreibt sie bereits zwölf Schulen. Islamkritische
Stimmen warnen vor dieser Entwicklung. So schreibt die renommierte Is-
lamkritikerin Necla Kelek: ‚Gülens Bewegung ist die einflussreichste poli-
tisch-religiöse Geheimorganisation der Türkei.’ Und der aus dem Libanon
stammende Islamwissenschaftler Ralph Ghadban urteilt: ‚Unter dem
pseudo-modernistischen Lack steckt eine islamistische Auffassung’ (zit.
nach: www.welt.de/politik/ausland/article13384879/Islam-Bewegung-brei-
tet-sich-in-Deutschland-aus.html; 23.05.2011).
In Bayern sollte – nach einem Bericht der ‚Süddeutschen Zeitung’ – die
erste Schule des Gülen-Netzwerks 2009 in München errichtet werden.
Wegen der hohen Immobilienpreise wurde das Projekt dann mit Unterstüt-
zung des örtlichen CSU-Abgeordneten Alfred Sauter im schwäbischen Jet-
tingen bei Burgau weiterverfolgt (nach: SZ, 10.09.2009).
Im Rahmen der ‚Nymphenburger Gespräche’ 2010 wurde im Februar 2010
ein ‚Internationales Symposium’ unter dem aufschlussreichen Motto
‚‚Muslimischer Aufbruch’ – Die Gülen-Bewegung als neuer Partner im Dia-
log?’ veranstaltet.
Das Organisationskomitee der ‚Nymphenburger Gespräche’ führt u.a. die
‚Stelle für Interkulturelle Arbeit’ der Landeshauptstadt München auf. Auch
Begrüßung und Einführung des Symposiums wurden laut Tagesordnung
von der ‚Stelle für Interkulturelle Arbeit’ mitbestritten. – Aus alledem erge-
ben sich interessante Fragestellungen.“

Zu Ihrer Anfrage vom 24.05.2011 nimmt das Sozialreferat im Auftrag des
Herrn Oberbürgermeisters im Einzelnen wie folgt Stellung:

Frage 1:

Welche Vereine und/oder Organisationen, die der „Gülen-Bewegung“ nahe
stehen oder Unterorganisationen sind, sind nach Kenntnis der Stadt in
München tätig? (Im Internet stößt man z.B. auf die Organisation „IDIZEM“,
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die dort als „Münchner Ausläufer“ der Gülen-Bewegung apostrophiert und
auch im Organisationskomitee der genannten „Nymphenburger Gesprä-
che“ aufgeführt wird; ebenso auf den Münchner „Fethullah Gülen-Verein“.)

Antwort:

Die Personen und Vereine, die den Werten Fetullah Gülens nahe stehen,
haben keine festgefügte Organisationsstruktur, die sie als „Gülenvereine“
erkennbar machen würden. Sie sind als solche also nicht registriert. Men-
schen, die sich den Werten Fetullah Gülens verbunden fühlen, sind in un-
terschiedlichen Vereinen mit ganz unterschiedlichen inhaltlichen und politi-
schen Zielsetzungen tätig.

Frage 2:

Welche Vereine und/oder Organisationen, die der „Gülen-Bewegung“ nahe
stehen oder Unterorganisationen sind, sind ggf. Zuschussnehmer der
Stadt München? Wo sind die Vereinsziele aufgeführt? Wo sind die fragli-
chen Vereine ggf. in der Zuschussnehmerdatei der Stadt München aufge-
führt?

Antwort:

Siehe Antwort zu Frage 1.

Frage 3:

Gab bzw. gibt es seit dem genannten Schulprojekt 2009 weitere Gülen-
Planungen für München? Welche sind ggf. noch aktuell?

Antwort:

Hierzu antwortet das Referat für Bildung und Sport, dass die Genehmi-
gung von privaten Schulangeboten nicht den kommunalen Behörden ob-
liegt, sondern in den Zuständigkeitsbereich des Bayerischen Staatsmini-
steriums für Unterricht und Kultus, hier: der Regierung von Oberbayern,
fällt.

Frage 4:

Inwieweit leistete die Stadt dabei die in solchen Fällen übliche Hilfestellung
(z.B. bei der Suche nach geeigneten Immobilien/Grundstücken)?

Antwort:

Es gehört zu den Serviceleistungen der Landeshauptstadt München, ge-
nehmigten Projekten auf der Suche nach Grundstücken behilflich zu sein.
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Frage 5:

Beteiligten sich der „Gülen-Bewegung“ nahestehende Wahllisten an der
Wahl des Münchner Ausländerbeirats im November 2010?

Antwort:

Siehe Antwort zu Frage 1.

Frage 6:

Gehören dem im November 2010 neugewählten Münchner Ausländerbei-
rat nach Kenntnis der Stadt Mitglieder an, die der „Gülen-Bewegung“ nahe
stehen?

Antwort:

Siehe Antwort zu Frage 1.

Frage 7:

Wie positioniert sich die Stadt München zu den Aktivitäten der Gülen-Be-
wegung – gerade auch in München –, insbesondere vor dem Hintergrund,
- dass sich die Länder-Innenminister bereits im Sommer 1997 darauf

verständigt haben, die Gülen-Organisation bundesweit durch den
Verfassungsschutz beobachten zu lassen,

- und das Bayerische Innenministerium sogar vor einem „Technototalita-
rismus“ der Gülen-Organisation warnte, die zur Gefahr für die demo-
kratische Werteordnung im 21. Jahrhundert werden könnte? (so nach
einem Schreiben der „Initiative Türkische Vereine in Stuttgart“ im Okto-
ber 2008; Quelle: www.nevarneyok.de FG%20einladungschreiben%
20_2_.pdf; 23.05.2011)

Antwort:

Das Forum für interkulturellen Dialog e.V. Frankfurt hat das Bayerische
Staatsministerium des Innern bereits 2008 gebeten, die auf einem Einla-
dungsschreiben für eine Veranstaltung in Stuttgart aufgestellte Behaup-
tung, „(...) Im Sommer 1997 haben sich die Innenminister darauf verstän-
digt, die Fethullah Gülen-Organisationen bundesweit durch den Verfas-
sungsschutz beobachten zu lassen. Das Bayerische Innenministerium
warnte sogar vor einem ‚Technototalitarismus’ der Fethullah Gülen-Organi-
sation, der zur Gefahr für die demokratische Werteordnung im 21. Jahr-
hundert werden könnte“, auf ihre Richtigkeit hin zu überprüfen.

Im Antwortschreiben des Bayerischen Staatsministeriums des Innern
vom 09.01.2009, das der Stelle für interkulturelle Arbeit vorliegt, stellt das
Ministerium fest:
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„Aufgrund der Wortwahl gehen wir davon aus, dass der Verfasser des von
Ihnen übermittelten Einladungsschreibens eine frühere Äußerung unseres
Hauses, die ursprünglich in Bezug auf die Scientology Organisation getrof-
fen wurde, eigenmächtig verfälscht im Zusammenhang mit der Fetullah
Gülen Organisation gebracht und ohne unsere Kenntnis in oben genanntes
Einladungsschreiben aufgenommen hat.“

Frage 8:

Welche Informationen liegen dem Kreisverwaltungsreferat vor, dass die
Gülen-Bewegung auch in München die Unterwanderung gesellschaftlicher
und staatlicher Institutionen anstrebt, wie Gründer F. Gülen dies 1999 sei-
nen Anhängern empfohlen hat: „Man muss die Stellen im Justiz- und In-
nenministerium, die man in seine Hand bekommen hat, erweitern. Diese
Einheiten sind unsere Garantie für die Zukunft. Die Gemeindemitglieder
sollten sich jedoch nicht mit Ämtern wie zum Beispiel denen der Richter
oder Landräte begnügen, sondern versuchen, die oberen Organe des
Staates zu erreichen. (...)“ (Quelle: http://de.wikipedia.org/wiki/
Fethullah_G%C3%BClen; 23.05.2011; dort auch das Zitat in ganzer Län-
ge)?

Antwort:

Das Kreisverwaltungsreferat teilt mit, dass der Ausländerbehörde Mün-
chen bislang keine Einzelfälle mit Bezug zu der Bewegung bearbeitet wer-
den. Im aktuellen Verfassungsschutzbericht (2010) ist die Gülen-Bewegung
nicht erwähnt.
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Linksextremistische Störungen des Gebetszuges „1000 Kreuze für

das Leben“ am 21.05.2011

Anfrage Stadtrat Karl Richter (BIA) vom 26.5.2011

Antwort Kreisverwaltungsreferent Dr. Wilfried Blume-Beyerle:

Herr Oberbürgermeister Ude hat mir Ihre Anfrage vom 26.05.2011 zur Be-
antwortung überlassen.

Inhaltlich teilten Sie folgendes mit:
„Auch heuer – am Samstag, 21.05., ab 14.30 Uhr – fand wieder ein Ge-
betszug von Lebensschützern unter dem Motto ‚1000 Kreuze für das Le-
ben’ statt, der sich vom Sendlinger-Tor-Platz über Oberanger und Viktuali-
enmarkt bis zum Friedensengel und von dort wieder in Richtung Odeons-
platz bewegte. Obwohl sich diesmal erkennbar weniger Krawallmacher
aus dem linksextremen Spektrum einfanden, kam es auch diesmal zu
Störversuchen und Belästigungen.“

Zu den unter Ziffer 1 bis 6 gestellten Fragen

Frage 1:

Warum wurde den Störern, die z.T. mit obszönen und antichristlichen Paro-
len lautstark auf sich aufmerksam zu machen versuchten, kein Platzver-
weis erteilt?

Frage 2:

Kam es zu Festnahmen von Störern des Gebetszuges? Wenn ja, in wie
vielen Fällen?

Frage 3:

Wie viele Polizisten waren am 21.05. im Einsatz, um den Gebetszug gegen
Belästigungen und etwaige Übergriffe durch linksextreme Störer zu schüt-
zen?

Frage 4:

Wurde wegen Verunglimpfungen christlicher Symbole am Rande des Ge-
betszuges Anzeige erstattet?

Frage 5:

Teilnehmer des Gebetszuges fühlten sich durch aufdringliches Fotografie-
ren durch den einschlägig bekannten linken Szene-„Journalisten“ Tobias
Raphael B. (Name bekannt) belästigt – kam es hiergegen zu Beschwerden
bei der Polizei?
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Frage 6:

Kam es ggf. bei Auseinandersetzungen mit Störern zu Personenschäden
auf Seiten der Polizeibeamten?

ist auszuführen, dass die Stadt hierüber keine eigenen Erkenntnisse hat.
Ihr Informationsrecht beschränkt sich auf Auskünfte, die sich auf bereits
vorhandene, leicht ermittelbare Informationen beziehen. Ich empfehle Ih-
nen, sich bei Informationsbedarf an das Polizeipräsidium München zu wen-
den.
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Brandanschlag auf Bundeswehrfahrzeug – wieder das „Kafe Marat“?

Anfrage Stadtrat Karl Richter (BIA) vom 30.5.2011

Antwort Kreisverwaltungsreferent Dr. Wilfried Blume-Beyerle:

Ihre Anfrage vom 30.05.2011 wurde im Auftrag von Herrn Oberbürgermei-
ster Ude in Federführung dem Kreisverwaltungsreferat zur Beantwortung
zugeleitet.

In Ihrer Anfrage nehmen Sie Bezug auf den Brandanschlag auf ein Bun-
deswehrfahrzeug in der Nacht vom 20.05.2011 auf den 21.05.2011 auf dem
Areal des Südbahnhofs und dessen Nähe zum linksextremen Szene-Treff
„Kafe Marat“.

Frage 1:

Welche Erkenntnisse liegen der Münchner Polizei vor, dass der Brandan-
schlag auf ein Bundeswehrfahrzeug in der Nacht vom 20. auf 21.05.2011
im linksextremen Szenetreffpunkt „Kafe Marat“ geplant bzw. vorbereitet
wurde? Wird in diese Richtung ermittelt?

Frage 2:

Inwieweit vermögen Stadt und Polizei in dem erwähnten Anschlag eine
neue Qualität des gewaltbereiten Linksextremismus auch in der bayeri-
schen Landeshauptstadt zu erkennen – dies vor dem Hintergrund gefragt,
dass die Gewerkschaft der Polizei (GdP mit Blick auf die jüngsten Berliner
Anschläge im April und Mai bereits von einer „neuen Eskalationsstufe des
linksextremistischen Terrors“ spricht?

Frage 3:

Wie beabsichtigt die Münchner Polizei der gestiegenen Bedrohung durch
einen zunehmend gewalttätigen agierenden Linksextremismus Rechnung
zu tragen?

Antwort zu Frage 1 – 3:

Die von Ihnen gestellten Fragen betreffen ausschließlich Angelegenheiten,
die in den Zuständigkeitsbereich des Polizeipräsidiums München fallen.
Mangels eigener Zuständigkeit des Kreisverwaltungsreferates kann eine
Beantwortung Ihrer Fragen nur durch das Polizeipräsidium München vorge-
nommen werden.

Die Beantwortung der Frage 2 ist von Seiten der Stadt nicht möglich, da
der Stand der polizeilichen Ermittlungen zu dem genannten Anschlag hier
nicht bekannt ist.
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Stromausfall in München – wie gut ist die Stadt vorbereitet

Anfrage Stadtrat Karl Richter (BIA) vom 23.5.2011

Antwort Kreisverwaltungsreferent Dr. Wilfried Blume-Beyerle:

Am 23.05.2011 stellten Sie folgende Anfrage:

„Ein aktueller Bericht des beim Deutschen Bundestag angesiedelten Bü-
ros für Technikfolgen-Abschätzung (TAB) warnt vor den dramatischen Fol-
gen eines Stromausfalls für Deutschland: schon innerhalb weniger Tage
müsste mit Todesopfern gerechnet werden, die Trinkwasserversorgung
wäre innerhalb kurzer Zeit akut gefährdet, für die Einsatzfahrzeuge von
Polizei und Feuerwehr würde der Treibstoff knapp, die Lebensmittelversor-
gung der Bevölkerung wäre bedroht, die Krisenkommunikation einge-
schränkt. Fazit der Studie: ohne Strom kann der Staat seine grundgesetz-
lich verankerte Schutzpflicht für Leib und Leben der Bürger nicht wahrneh-
men. Thomas Petermann, TAB-Vize und Mitautor der Studie, warnt: die
Folgen eines tagelangen Stromausfalls wären eine ‚nationale Katastrophe’
– die bislang getroffenen Vorsorgemaßnahmen reichten nicht aus, die Be-
völkerung mit lebensnotwendigen Gütern und Dienstleistungen zu versor-
gen.
Unsere Lebenswelt wird immer verletzlicher, und zwar nicht nur durch Na-
turereignisse, Wetter- und Umweltkatastrophen, sondern auch durch un-
vorhergesehene technische ‚Großereignisse’ wie den großräumigen Zu-
sammenbruch von Stromnetzen oder eine Atomkatastrophe. Selbst die
hysterische Abschaltung immer weiterer Atomkraftwerke schafft zusätzli-
che Risiken, wie jetzt die großen Netzfirmen in einer gemeinsamen Erklä-
rung feststellten. Europäische Sicherheitsstandards könnten demzufolge
‚nicht mehr erfüllt werden’ (zit. nach: www.welt.de/wirtschaft/energie/artic-
le13387670/Stromkonzerne-nennen-Zeitpunkt-fuer-Blackout.html). Hier
stellt sich auch für eine Metropole wie München die Frage nach der Vorsor-
ge – und wie Münchner Behörden selbst Folgen und Beherrschbarkeit ei-
nes anhaltenden Stromausfalls bewerten.“

Frage 1:

Welche Katastrophenpläne gibt es stadtseitig für ein „Großereignis“ wie
einen mehrtägigen bzw. längeren Stromausfall? Welche städtischen Stel-
len sind ggf. an der Erarbeitung und Aktualisierung dieser Katastrophenplä-
ne beteiligt? Wie oft werden diese Planungen aktualisiert? Wann gab es
die letzte Aktualisierung?
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Antwort:

Die Landeshauptstadt München ist als Katastrophenschutzbehörde nach
Art. 2 Abs. 1 Bayerisches Katastrophenschutzgesetz (BayKSG) verpflich-
tet, einen Katastrophenschutzplan aufzustellen. Ein Teil dieses Katastro-
phenschutzplans thematisiert in Form eines sog. Sonderplans großflächige
und länger andauernde Stromausfälle. Die darin enthaltenen Festlegungen
wurden in Zusammenarbeit mit der Stadtwerke München GmbH erstellt.
Die Planungen werden jährlich im Rahmen von Planbesprechungen, aktua-
lisiert. Die letzte Aktualisierung des o.g. Sonderplanes fand im Februar
2011 statt.

Frage 2:

Gibt es eine eigene Lebensmittelbevorratung der Stadt München? Wenn
nicht, wer ist für die Lebensmittelbevorratung und -versorgung der Stadt
München in einem Katastrophenfall zuständig? Auf welchen Zeitraum sind
ggf. die Lebensmittelvorräte zur Notversorgung der derzeit rund 1,36 Mil-
lionen Einwohner zählenden Münchner Bevölkerung berechnet?

Antwort:

Eine Lebensmittelbevorratung der Stadt München im Sinne einer Notver-
sorgung der Bevölkerung besteht nicht und ist im Rahmen der gesetzli-
chen Bestimmungen des Katastrophenschutzes nicht vorgesehen. Die
vom Gesetzgeber geschaffenen Regelungen sehen die Eigenverantwor-
tung der Bürgerinnen und Bürger vor, sich auf solche möglichen Ereignisse
in geeigneter Art und Weise vorzubereiten, um für einen gewissen Zeit-
raum mit dem Notwendigsten versorgt zu sein und kurzfristige Engpässe
in der Versorgung zu überstehen. Das Bundesamt für Bevölkerungsschutz
(BBK) stellt diesbezüglich regelmäßig wertvolle Informationen und Tipps
zur Notfallbevorratung der Haushalte auch für länger andauernde Scha-
densfälle zur Verfügung (www.bbk.bund.de), beispielhaft ist die Informa-
tionsbroschüre „Für den Notfall vorgesorgt“, Faltblatt „Stromausfall“ zu
nennen.

Frage 3:

Gibt es eine Notfallplanung für die Versorgung mit Trinkwasser im Fall ei-
nes flächendeckenden Stromausfalls? Wie lange kann diese aufrecht er-
halten werden?

Antwort:

Die Stadtwerke München haben entsprechende Vorsorgemaßnahmen für
Stromausfälle getroffen, so dass kaum Auswirkungen zu erwarten sind.
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Zudem können vom Stromnetz unabhängige Trinkwassernotbrunnen in
Betrieb genommen werden, die auf der Grundlage des Gesetzes über die
Sicherstellung von Leistungen auf dem Gebiet der Wasserwirtschaft für
Zwecke der Verteidigung vom Bund vorgehalten werden.

Frage 4:

Gibt es eine Treibstoffbevorratung für die Münchner Behörden, insbeson-
dere für Feuerwehr und Polizei? Wenn nicht, wer ist für die Treibstoffversor-
gung der Münchner Feuerwehr und Polizei im Katastrophenfall zuständig?
Auf welchen Versorgungszeitraum sind die ggf. vorhandenen Treibstoffvor-
räte ausgelegt?

Antwort:

Die Branddirektion betreibt auf verschiedenen Feuerwachen Tankanlagen
für den Eigenbedarf. Dort werden alle für den Betrieb der Einsatzfahrzeuge
notwendigen Kraftstoffe vorgehalten. Sollte es im Katastrophenfall den-
noch zu einem Engpass in der Treibstoffversorgung kommen, ist die Kata-
strophenschutzbehörde auf Grund Art. 9 BayKSG auch kurzfristig in der
Lage, Treibstoffe aus bekannten Treibstofflagern zu beschaffen, um den
Einsatzbetrieb auch längerfristig aufrecht erhalten zu können.
Die Polizei hält nach eigenen Angaben ebenfalls entsprechende Logistik
vor.

Frage 5:

Inwieweit sieht sich die Münchner Polizei bei einem möglicherweise mehr-
tägigen totalen Stromausfall zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ord-
nung imstande?

Antwort:

Das Polizeipräsidium München wird nach eigenen Angaben auch bei einem
mehrtägigen Stromausfall in der Lage sein, die öffentliche Sicherheit und
Ordnung sicherzustellen.

Frage 6:

Welche Angaben kann die Münchner Polizei zu ihren Munitionsvorräten
machen?

Antwort:

Die Polizei hält nach eigenen Angaben auch hier entsprechende Logistik
vor.
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Frage 7:

Über welche alternativen Möglichkeiten der Stromerzeugung verfügt die
Stadt (eventuell eigene Gasspeicher, Ölvorräte etc.)?

Antwort:

Durch die SWM hat die Landeshauptstadt München eine leistungsfähige
Stromeigenerzeugung, die unabhängig von der Stromversorgung im Um-
land ggf. die Basisversorgung mit Strom innerhalb des Versorgungsgebie-
tes aufrecht erhalten kann. Hierzu werden auch Brennstoffe bevorratet.
Über die Bevorratungsmenge und die Strategie der Basisversorgung kön-
nen die SWM keine öffentliche Auskunft geben.

Frage 8:

Die Ereignisse im Zusammenhang mit der Atomkatastrophe in Fukushima
haben neuerlich vor Augen geführt, dass eine ethnisch homogene und
durch ihre Kultur an Disziplin gewöhnte Nation Großkatastrophen weitaus
besser bewältigen kann als ethnisch fragmentierte Gesellschaften (vgl.
etwa die Folgen des Hurrikans „Katrina“ für die US-Metropole New Orle-
ans im Jahr 2005). Inwieweit findet die fortgeschrittene ethnische Frag-
mentierung der Münchner Wohnbevölkerung – 2008 hatten nach offiziellen
Angaben der Stadt 35,6% der Münchner Hauptwohnsitzbevölkerung einen
„Migrationshintergrund“ – bei den Ernstfallplanungen der Stadt München
Berücksichtigung?

Antwort:

In den Katastrophenschutzplanungen sind neben vielen weiteren Fachauf-
gaben auch die Belange der Bürgerinnen und Bürger mit Migrationshinter-
grund berücksichtigt und z.B. Ausländerbeirat sowie die Stelle für interkul-
turelle Arbeit als kompetente Ansprechpartner in entsprechenden Stäben
eingeplant.

Frage 9:

Wie soll in einem Katastrophenfall mit Ausfall der Stromversorgung die
Information der Münchner Bevölkerung (über Verhaltensmaßregeln, Ge-
fahren etc.) erfolgen?

Antwort:

Die Information der Bevölkerung erfolgt nach einem seit langem existie-
renden Konzept zur Warnung und Information der Münchner Bevölkerung.
Hierzu existiert ebenfalls ein entsprechender „Sondereinsatzplan 0/105
Warnen der Bevölkerung/Warnplan München“.
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Im Falle einer Großschadenslage bietet dieser Warnplan, der im wesentli-
chen auf mobilen, vom Stromnetz unabhängigen Lautsprecherdurchsagen
basiert, die Grundlage für eine großflächige Information der Bevölkerung.

Frage 10:

In welchen Zeitabständen finden zumindest Stabsübungen der Stadtfüh-
rung unter Beteiligung von THW, Polizei, Feuerwehr und Verkehrsbetrieben
statt? Wann fand die letzte solche Übung statt?

Frage 11:

In welchen Zeitabständen finden Großübungen zum Katastrophenschutz
statt? Wann fand die letzte statt?

Antwort:

Gesetzliche Vorgaben zur Durchführung von Katastrophenschutzübungen
bestehen nur bezüglich Betrieben, die der Störfallverordnung unterliegen.
Das Innenministerium hat diese Regelungen aufgegriffen und gegenüber
den Katastrophenschutzbehörden allgemeine Vorgaben gemacht, die Voll-,
Teil- und Rahmenübungen im Abstand von drei und sechs Jahren vorse-
hen.
Die letzte Stabsübung unter Beteiligung der Stadtführung und weiterer
zum Katastrophenschutz verpflichteter Organisationen (THW, Bundes-
wehr, Bundespolizei, Polizei, Berufs- und Freiwillige Feuerwehr München,
Hilfsorganisationen etc.) fand im Februar 2010 im Rahmen der länderüber-
greifenden Katastrophenschutzübung LÜKEX 2010 statt.
Die letzte Großübung im Bereich Katastrophenschutz fand in München am
16.04.2011 im Rahmen der Hochwasserübung „Hellabrunn“ unter Beteili-
gung von Berufs- und Freiwilliger Feuerwehr München, THW, Bundespoli-
zei, Polizei, Wasserwacht, Wasserwirtschaftsamt, Baureferat und Referat
für Gesundheit und Umwelt statt.

Frage 12:

Welche Notfallvorkehrungen gibt es bei den Münchner Krankenhäusern
für einen mehrtägigen Stromausfall? Wie lange können dort Intensivbetten
betrieben, Dialysepatienten etc. versorgt werden?

Antwort:

Die städtische Klinikum München GmbH hat mitgeteilt, dass bei Ausfall
der Stromversorgung durch das Energieversorgungsunternehmen die Ver-
sorgung der OP-Bereiche und Intensivstationen mit Notstrom (Notstrom-
aggregate) während der nach DIN VDE 0100 Teil 710 vorgeschriebenen Zeit
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von 24 Stunden gesichert ist. Darüber hinaus muss in Abhängigkeit der
Tankkapazität der einzelnen Standorte das Notstromaggregat nachge-
tankt werden. Der Betrieb der Intensivstationen und OP-Bereiche wird in
Abhängigkeit von einer vorhandenen Mehrfachredundanz der Stromver-
sorgung entsprechend organisiert.


	Inhaltsverzeichnis
	Terminhinweise 
	Bürgerangelegenheiten 
	Meldungen 
	› Großer Andrang im Rathaus: Über 30.000 Besucher beim Tag  
	 der offenen Tür der Stadt  
	› 900. Sitzung für Heimat- und Denkmalpflege 
	› Beflaggung am 20. Juli 
	Führung im Stadtmuseum 
	› Standards der Energieeinsparverordnung im Überblick 
	Antworten auf Stadtratsanfragen 
	› Was kostet die Kampagne „Laut gegen Brauntöne" den Münchner 
	› „Zehn Prozent mehr ausländische Tatverdächtige - was tut die Stadt?" 
	„,Integration' passgenau machen - die Nationalität muss in die  
	Polizeistatistik!" 
	› Was macht die „Gülen-Bewegung" in München?  Wie weit geht die städtische Kooperation? 
	› Linksextremistische Störungen des Gebetszuges „1000 Kreuze für 
	› Brandanschlag auf Bundeswehrfahrzeug - wieder das „Kafe Marat"? 
	› Stromausfall in München - wie gut ist die Stadt vorbereitet 


